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 Veröffentlicht am 24.02.2015

Kopf

Der Oberste Gerichtshof hat durch den Senatspräsidenten Dr. Hradil als Vorsitzenden sowie die Hofräte Dr. Höllwerth,

Dr. Grohmann, Mag. Wurzer und Mag. Painsi als weitere Richter in der Rechtsache der klagenden Partei Siegfried

K*****, vertreten durch Dr. Bernhard Hundegger Rechtsanwalt GmbH in Villach, gegen die beklagte Partei Diego

A*****, vertreten durch MMag. Dr. Michael Michor und Mag. Walter Dorn, Rechtsanwälte in Villach, wegen Löschung

eines Pfandrechts und 37.841,61 EUR sA über den außerordentlichen Revisionsrekurs der beklagten Partei gegen den

Beschluss des Landesgerichts Klagenfurt als Rekursgericht vom 18. Dezember 2014, GZ 2 R 289/14y-11, mit dem der

Rekurs der beklagten Partei gegen den Beschluss des Bezirksgerichts Villach vom 5. November 2014, GZ 9 C 981/14i-7,

zurückgewiesen wurde, den

Beschluss

gefasst:

Spruch

Der außerordentliche Revisionsrekurs wird mangels der Voraussetzungen des § 528 Abs 1 ZPO zurückgewiesen.Der

außerordentliche Revisionsrekurs wird mangels der Voraussetzungen des Paragraph 528, Absatz eins, ZPO

zurückgewiesen.

Der Antrag auf Zuspruch der Kosten der Revisionsrekursbeantwortung wird gemäß § 508a Abs 2 Satz 2 und § 521a

Abs 2 ZPO abgewiesen.Der Antrag auf Zuspruch der Kosten der Revisionsrekursbeantwortung wird gemäß Paragraph

508 a, Absatz 2, Satz 2 und Paragraph 521 a, Absatz 2, ZPO abgewiesen.

Begründung:

Rechtliche Beurteilung

Nach herrschender Meinung kann der Kläger, dem entgegen § 182 Abs 2 ZPO keine Gelegenheit zur Stellung eines

Überweisungsantrags nach § 261 Abs 6 ZPO eingeräumt wurde, einen nachträglichen Überweisungsantrag nach § 230a

ZPO stellen (8 Ob 45/05h; 6 Ob 188/06z je mwN, G. Kodek in Fasching/Konecny² § 261 ZPO Rz 33). Im vorliegenden Fall

wurde in der ersten Verhandlung vom 18. 8. 2014 ausschließlich die mangels Einlassung durch den Beklagten von

Amts wegen geprüfte internationale Zuständigkeit erörtert, nicht aber die sachliche Unzuständigkeit des Erstgerichts,

die es mit Beschluss vom 6. 10. 2014 gleichzeitig mit der Bejahung der internationalen Zuständigkeit aussprach. Nach

diesem im Sinn der Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofs (RIS-Justiz RS0039163) überraschenden Ausspruch war

der Kläger berechtigt, einen Überweisungsantrag nach § 230a ZPO zu stellen, dem das Erstgericht stattgab. Der

Rechtsmittelausschluss des § 230a Satz 2 ZPO gilt nach der Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofs ebenso wie der

des § 261 Abs 6 Satz 4 ZPO nur dann nicht, wenn die Überweisung den einschlägigen Bestimmungen in einem solchen

Maß widerspricht, dass der Sinn des Rechtsmittelausschlusses nicht mehr gegeben ist (RIS-Justiz RS0039091). Dies triLt

hier nicht zu.Nach herrschender Meinung kann der Kläger, dem entgegen Paragraph 182, Absatz 2, ZPO keine
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Gelegenheit zur Stellung eines Überweisungsantrags nach Paragraph 261, Absatz 6, ZPO eingeräumt wurde, einen

nachträglichen Überweisungsantrag nach Paragraph 230 a, ZPO stellen (8 Ob 45/05h; 6 Ob 188/06z je mwN, G. Kodek

in Fasching/Konecny² Paragraph 261, ZPO Rz 33). Im vorliegenden Fall wurde in der ersten Verhandlung vom

18. 8. 2014 ausschließlich die mangels Einlassung durch den Beklagten von Amts wegen geprüfte internationale

Zuständigkeit erörtert, nicht aber die sachliche Unzuständigkeit des Erstgerichts, die es mit Beschluss vom 6. 10. 2014

gleichzeitig mit der Bejahung der internationalen Zuständigkeit aussprach. Nach diesem im Sinn der Rechtsprechung

des Obersten Gerichtshofs (RIS-Justiz RS0039163) überraschenden Ausspruch war der Kläger berechtigt, einen

Überweisungsantrag nach Paragraph 230 a, ZPO zu stellen, dem das Erstgericht stattgab. Der Rechtsmittelausschluss

des Paragraph 230 a, Satz 2 ZPO gilt nach der Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofs ebenso wie der des

Paragraph 261, Absatz 6, Satz 4 ZPO nur dann nicht, wenn die Überweisung den einschlägigen Bestimmungen in

einem solchen Maß widerspricht, dass der Sinn des Rechtsmittelausschlusses nicht mehr gegeben ist (RIS-Justiz

RS0039091). Dies trifft hier nicht zu.
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